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Teil 1: Zum Geleit 

In Verfolgung eines interaktiven Lehr- und Lernkonzepts werden die Rechtsquellen von den Studieren-

den in einem Feedbackprozess mit dem Lehrstuhl ausgewählt und dokumentiert. Ziel ist die Erstellung 

eines Textbuchs, das Grundlage für die Klausurbearbeitung sein kann und gleichzeitig der Überprüfung 

des Lernerfolgs dient.  

Grundsätzlich werden die Rechtsquellen des Bundesrechts der (im Bundesrecht nicht authentischen) 

Internetseite www.gesetze-im-internet.de entnommen und in den Fußnoten das dort genannte „Vollzi-

tat“ wiedergegeben. Die Rechtsquellen des hessischen Landesrechts wurden der Internetseite 

http://www.rv.hessenrecht.hessen.de entnommen. 

 

Auslassungen in den Normtexten sind mit [...] gekennzeichnet. 

 

 

Teil 2: Normtexte 

A. Völkerrecht 

Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Euro-

päische Menschenrechtskonvention – EMRK)1 

Art.3 

Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen 

werden. 

 

Art. 6 

1. Jede Person hat ein Recht darauf, daß über Streitigkeiten in bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche 

und Verpflichtungen oder über eine gegen sie erhobene strafrechtliche Anklage von einem unabhängi-

gen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und inner-

halb angemessener Frist verhandelt wird. Das Urteil muß öffentlich verkündet werden; Presse und Öf-

fentlichkeit können jedoch während des ganzen oder eines Teiles des Verfahrens ausgeschlossen wer-

den, wenn dies im Interesse der Moral, der öffentlichen Ordnung oder der nationalen Sicherheit in einer 

demokratischen Gesellschaft liegt, wenn die Interessen von Jugendlichen oder der Schutz des Privat-

lebens der Prozeßparteien es verlangen oder - soweit das Gericht es für unbedingt erforderlich hält - 

wenn unter besonderen Umständen eine öffentliche Verhandlung die Interessen der Rechtspflege be-

einträchtigen würde. 

2. Jede Person, die einer Straftat angeklagt ist, gilt bis zum gesetzlichen Beweis ihrer Schuld als un-

schuldig. 

3. Jede angeklagte Person hat mindestens folgende Rechte: 

(a) innerhalb möglichst kurzer Frist in einer ihr verständlichen Sprache in allen Einzelheiten über Art und 

Grund der gegen sie erhobenen Beschuldigung unterrichtet zu werden; 

(b) ausreichende Zeit und Gelegenheit zur Vorbereitung ihrer Verteidigung zu haben; 

                                                      
1 Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention – 
EMRK) in der Fassung der Protokolle Nr. 11 und 14 samt Zusatzprotokoll und Protokolle Nr. 4, 6, 7, 12, 13 und 16. Text der 
deutschen, nicht authentischen Übersetzung. Für die authentischen Fassungen in englischer und französischer Sprache siehe 
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=basictexts/convention (06.12.2018). 

https://www.cylaw.tu-darmstadt.de/media/jus4/lehre/oeffentliches_recht_i_1/ws_2017___1/2017_04_20_C._Sutter_Lehr-Lernvertrag_Version_2.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/
http://www.rv.hessenrecht.hessen.de/
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=basictexts/convention
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(c) sich selbst zu verteidigen, sich durch einen Verteidiger ihrer Wahl verteidigen zu lassen oder, falls 

ihr die Mittel zur Bezahlung fehlen, unentgeltlich den Beistand eines Verteidigers zu erhalten, wenn dies 

im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist; 

(d) Fragen an Belastungszeugen zu stellen oder stellen zu lassen und die Ladung und Vernehmung 

von Entlastungszeugen unter denselben Bedingungen zu erwirken, wie sie für Belastungszeugen gel-

ten; 

(e) unentgeltliche Unterstützung durch einen Dolmetscher zu erhalten, wenn sie die Verhandlungsspra-

che des Gerichts nicht versteht oder spricht. 

 

Art. 15 

1. Wird das Leben der Nation durch Krieg oder einen anderen öffentlichen Notstand bedroht, so kann 

jede Hohe Vertragspartei Maßnahmen treffen, die von den in dieser Konvention vorgesehenen Ver-

pflichtungen abweichen, jedoch nur, soweit es die Lage unbedingt erfordert und wenn die Maßnahmen 

nicht im Widerspruch zu den sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen der Vertragspartei stehen. 

2. Aufgrund des Absatzes 1 darf von Artikel 2 nur bei Todesfällen infolge rechtmäßiger Kriegshandlun-

gen und von Artikel 3, Artikel 4 (Absatz 1) und Artikel 7 in keinem Fall abgewichen werden. [...] 

 

Art. 34 

Der Gerichtshof kann von jeder natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder Personen-

gruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in dieser Konvention oder 

den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit einer Beschwerde befaßt werden. 2Die 

Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, die wirksame Ausübung dieses Rechts nicht zu behindern. 

 

Art. 41  

Stellt der Gerichtshof fest, daß diese Konvention oder die Protokolle dazu verletzt worden sind, und 

gestattet das innerstaatliche Recht der Hohen Vertragspartei nur eine unvollkommene Wiedergutma-

chung für die Folgen dieser Verletzung, so spricht der Gerichtshof der verletzten Partei eine gerechte 

Entschädigung zu, wenn dies notwendig ist. 

 

 

B. Unionsrecht 

I. Primärrecht 

1. Vertrag über die Europäische Union (EUV)2 

Art. 5 

[...] (2) Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird die Union nur innerhalb der Gren-

zen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung der darin 

niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständig-

keiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten. [...] 

 

                                                      
2 ABl. C 202 vom 07.06.2016, S. 13 ff. 
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2. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)3 

Art. 26 

(1) Die Union erlässt die erforderlichen Maßnahmen, um nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmun-

gen der Verträge den Binnenmarkt zu verwirklichen beziehungsweise dessen Funktionieren zu gewähr-

leisten. 

 

(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren, 

Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen der Verträge gewährleistet ist. [... 

 

Art. 67 

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die Grundrechte 

und die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten geachtet werden. [...] 

 

Art. 114 

(1) Soweit in den Verträgen nichts anderes bestimmt ist, gilt für die Verwirklichung der Ziele des Artikels 

26 die nachstehende Regelung. Das Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentli-

chen Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses die Maß-

nahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, welche die Er-

richtung und das Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand haben. […] 

 

Art. 125 

(1) Die Union haftet nicht für die Verbindlichkeiten der Zentralregierungen, der regionalen oder lokalen 

Gebietskörperschaften oder anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften, sonstiger Einrichtungen des 

öffentlichen Rechts oder öffentlicher Unternehmen von Mitgliedstaaten und tritt nicht für derartige Ver-

bindlichkeiten ein; dies gilt unbeschadet der gegenseitigen finanziellen Garantien für die gemeinsame 

Durchführung eines bestimmten Vorhabens. Ein Mitgliedstaat haftet nicht für die Verbindlichkeiten der 

Zentralregierungen, der regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften oder anderen öffentlich-rechtli-

chen Körperschaften, sonstiger Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder öffentlicher Unternehmen 

eines anderen Mitgliedstaats und tritt nicht für derartige Verbindlichkeiten ein; dies gilt unbeschadet der 

gegenseitigen finanziellen Garantien für die gemeinsame Durchführung eines bestimmten Vorhabens. 

(2) Der Rat kann erforderlichenfalls auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-

schen Parlaments die Definitionen für die Anwendung der in den Artikeln 123 und 124 sowie in diesem 

Artikel vorgesehenen Verbote näher bestimmen. 

 

Art. 127 

[…] (6) Der Rat kann einstimmig durch Verordnungen gemäß einem besonderen Gesetzgebungsver-

fahren und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Europäischen Zentralbank besondere 

Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute und sonstige Finanzinstitute mit Aus-

nahme von Versicherungsunternehmen der Europäischen Zentralbank übertragen. 

 

Art. 129 

(1) Das ESZB wird von den Beschlussorganen der Europäischen Zentralbank, nämlich dem Rat der 

Europäischen Zentralbank und dem Direktorium, geleitet. 

                                                      
3 ABl. C 202 vom 07.06.2016, S. 47 ff. 
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(2) Die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank (im 

Folgenden "Satzung des ESZB und der EZB") ist in einem den Verträgen beigefügten Protokoll festge-

legt. 

(3) Das Europäische Parlament und der Rat können die Artikel 5.1, 5.2, 5.3, 17, 18, 19.1, 22, 23, 24, 

26, 32.2, 32.3, 32.4, 32.6, 33.1 Buchstabe a und 36 der Satzung des ESZB und der EZB gemäß dem 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ändern. Sie beschließen entweder auf Empfehlung der Europä-

ischen Zentralbank nach Anhörung der Kommission oder auf Empfehlung der Kommission nach Anhö-

rung der Europäischen Zentralbank. 

(4) Der Rat erlässt entweder auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen 

Parlaments und der Europäischen Zentralbank oder auf Empfehlung der Europäischen Zentralbank und 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kommission die in den Artikeln 4, 5.4, 19.2, 20, 

28.1, 29.2, 30.4 und 34.3 der Satzung des ESZB und der EZB genannten Bestimmungen. 

 

Art. 136  

(1) Im Hinblick auf das reibungslose Funktionieren der Wirtschafts- und Währungsunion erlässt der Rat 

für die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, Maßnahmen nach den einschlägigen Bestimmun-

gen der Verträge und dem entsprechenden Verfahren unter den in den Artikeln 121 und 126 genannten 

Verfahren, mit Ausnahme des in Artikel 126 Absatz 14 genannten Verfahrens, um 

a) die Koordinierung und Überwachung ihrer Haushaltsdisziplin zu verstärken, 

b) für diese Staaten Grundzüge der Wirtschaftspolitik auszuarbeiten, wobei darauf zu achten ist, dass 

diese mit den für die gesamte Union angenommenen Grundzügen der Wirtschaftspolitik vereinbar sind, 

und ihre Einhaltung zu überwachen. 

(2) Bei den in Absatz 1 genannten Maßnahmen sind nur die Mitglieder des Rates stimmberechtigt, die 

die Mitgliedstaaten vertreten, deren Währung der Euro ist. 

Die qualifizierte Mehrheit dieser Mitglieder bestimmt sich nach Artikel 238 Absatz 3 Buchstabe a. 

(3) Die Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, können einen Stabilitätsmechanismus einrichten, 

der aktiviert wird, wenn dies unabdingbar ist, um die Stabilität des Euro-Währungsgebiets insgesamt zu 

wahren. Die Gewährung aller erforderlichen Finanzhilfen im Rahmen des Mechanismus wird strengen 

Auflagen unterliegen. 

 

Art. 288 

Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union nehmen die Organe Verordnungen, Richtlinien, Be-

schlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen an. 

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in 

jedem Mitgliedstaat. 

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels 

verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel. 

Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich. Sind sie an bestimmte Adressaten gerichtet, so sind 

sie nur für diese verbindlich. 

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich. 

 

Art. 352 

(1) Erscheint ein Tätigwerden der Union im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politikbereiche 

erforderlich, um eines der Ziele der Verträge zu verwirklichen, und sind in den Verträgen die hierfür 

erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommis-

sion und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments die geeigneten Vorschriften. Werden diese 

Vorschriften vom Rat gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren erlassen, so beschließt er 

ebenfalls einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parla-

ments. 
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(2) Die Kommission macht die nationalen Parlamente im Rahmen des Verfahrens zur Kontrolle der 

Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union 

auf die Vorschläge aufmerksam, die sich auf diesen Artikel stützen. 

(3) Die auf diesem Artikel beruhenden Maßnahmen dürfen keine Harmonisierung der Rechtsvorschrif-

ten der Mitgliedstaaten in den Fällen beinhalten, in denen die Verträge eine solche Harmonisierung 

ausschließen. 

(4) Dieser Artikel kann nicht als Grundlage für die Verwirklichung von Zielen der Gemeinsamen Außen- 

und Sicherheitspolitik dienen, und Rechtsakte, die nach diesem Artikel erlassen werden, müssen inner-

halb der in Artikel 40 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union festgelegten Grenzen bleiben. 

 

 

C. Nationales Recht der Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

I. Bundesrecht 

1. Primärrecht - Grundgesetz4 

Art. 1 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 

staatlichen Gewalt. 

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten 

als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. 

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung 

als unmittelbar geltendes Recht. 

 

Art. 2 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 

verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person ist unverletz-

lich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden. 

 

Art. 14  

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die Ge-

setze bestimmt. 

(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen. 

(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf 

Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschädigung ist 

unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen 

der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen. 

 

Art. 20 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch 

besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 

                                                      
4 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2017 (BGBl. I S. 2347) geändert worden ist. 
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(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht-

sprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht 

zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 

 

Art. 23  

(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der Entwick-

lung der Europäischen Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen 

Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im 

wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit 

Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Für die Begründung der Europäischen Union 

sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen und vergleichbare Regelungen, durch die dieses 

Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzun-

gen ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3. 

(1a) Der Bundestag und der Bundesrat haben das Recht, wegen Verstoßes eines Gesetzgebungsakts 

der Europäischen Union gegen das Subsidiaritätsprinzip vor dem Gerichtshof der Europäischen Uni-on 

Klage zu erheben. Der Bundestag ist hierzu auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder verpflichtet. 

Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können für die Wahrnehmung der Rechte, 

die dem Bundestag und dem Bundesrat in den vertraglichen Grundlagen der Europäischen Union ein-

geräumt sind, Ausnahmen von Artikel 42 Abs. 2 Satz 1 und Artikel 52 Abs. 3 Satz 1 zugelassen werden. 

[...] 

 

Art. 38  

(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 

und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht 

gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer das Alter erreicht 

hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt. 

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz. 

 

Art. 59 

[...] (2) Verträge, welche die politischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände 

der Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen der Zustimmung oder der Mitwirkung der jeweils für die 

Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes. Für Verwal-

tungsabkommen gelten die Vorschriften über die Bundesverwaltung entsprechend. 

 

Art. 79 

[...] (2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages 

und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 

grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 nieder-

gelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig. 

 

Art. 93 

(1) Das Bundesverfassungsgericht entscheidet: 

[...] 4a. über Verfassungsbeschwerden, die von jedermann mit der Behauptung erhoben werden kön-

nen, durch die öffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte oder in einem seiner in Artikel 20 Abs. 4, 

33, 38, 101, 103 und 104 enthaltenen Rechte verletzt zu sein; [...] 
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2. Sekundärrecht 

a) Gesetz über das Bundesverfassungsgericht (Bundesverfassungsgerichtsgesetz – 

BVerfGG)5 

§ 32  

(1) Das Bundesverfassungsgericht kann im Streitfall einen Zustand durch einstweilige Anordnung vor-

läufig regeln, wenn dies zur Abwehr schwerer Nachteile, zur Verhinderung drohender Gewalt oder aus 

einem anderen wichtigen Grund zum gemeinen Wohl dringend geboten ist. 

(2) Die einstweilige Anordnung kann ohne mündliche Verhandlung ergehen. Bei besonderer Dringlich-

keit kann das Bundesverfassungsgericht davon absehen, den am Verfahren zur Hauptsache Beteilig-

ten, zum Beitritt Berechtigten oder Äußerungsberechtigten Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Wird die einstweilige Anordnung durch Beschluß erlassen oder abgelehnt, so kann Widerspruch 

erhoben werden. Das gilt nicht für den Beschwerdeführer im Verfahren der Verfassungsbeschwerde. 

Über den Widerspruch entscheidet das Bundesverfassungsgericht nach mündlicher Verhandlung. 

Diese muß binnen zwei Wochen nach dem Eingang der Begründung des Widerspruchs stattfinden. 

(4) Der Widerspruch gegen die einstweilige Anordnung hat keine aufschiebende Wirkung. Das Bundes-

verfassungsgericht kann die Vollziehung der einstweiligen Anordnung aussetzen. 

(5) Das Bundesverfassungsgericht kann die Entscheidung über die einstweilige Anordnung oder über 

den Widerspruch ohne Begründung bekanntgeben. In diesem Fall ist die Begründung den Beteiligten 

gesondert zu übermitteln. 

(6) Die einstweilige Anordnung tritt nach sechs Monaten außer Kraft. Sie kann mit einer Mehrheit von 

zwei Dritteln der Stimmen wiederholt werden. 

(7) Ist ein Senat nicht beschlußfähig, so kann die einstweilige Anordnung bei besonderer Dringlichkeit 

erlassen werden, wenn mindestens drei Richter anwesend sind und der Beschluß einstimmig gefaßt 

wird. Sie tritt nach einem Monat außer Kraft. Wird sie durch den Senat bestätigt, so tritt sie sechs Monate 

nach ihrem Erlaß außer Kraft. 

 

b) Strafprozessordnung (StPO)6 

§ 136 – Erste Vernehmung 

(1) Bei Beginn der ersten Vernehmung ist dem Beschuldigten zu eröffnen, welche Tat ihm zur Last 

gelegt wird und welche Strafvorschriften in Betracht kommen. Er ist darauf hinzuweisen, daß es ihm 

nach dem Gesetz freistehe, sich zu der Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen und 

jederzeit, auch schon vor seiner Vernehmung, einen von ihm zu wählenden Verteidiger zu befragen. 

Möchte der Beschuldigte vor seiner Vernehmung einen Verteidiger befragen, sind ihm Informationen 

zur Verfügung zu stellen, die es ihm erleichtern, einen Verteidiger zu kontaktieren. Auf bestehende an-

waltliche Notdienste ist dabei hinzuweisen. Er ist ferner darüber zu belehren, daß er zu seiner Entlas-

tung einzelne Beweiserhebungen beantragen und unter den Voraussetzungen des § 140 Absatz 1 und 

2 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des § 141 Absatz 1 und 3 beanspruchen kann; zu 

Letzterem ist er dabei auf die Kostenfolge des § 465hinzuweisen. In geeigneten Fällen soll der Beschul-

digte auch darauf, dass er sich schriftlich äußern kann, sowie auf die Möglichkeit eines Täter-Opfer-

Ausgleichs hingewiesen werden. 

(2) Die Vernehmung soll dem Beschuldigten Gelegenheit geben, die gegen ihn vorliegenden Verdachts-

gründe zu beseitigen und die zu seinen Gunsten sprechenden Tatsachen geltend zu machen. 

                                                      
5 Bundesverfassungsgerichtsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1993 (BGBl. I S. 1473), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3546) geändert worden ist. 
6 Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 
12 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist. 
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(3) Bei der ersten Vernehmung des Beschuldigten ist zugleich auf die Ermittlung seiner persönlichen 

Verhältnisse Bedacht zu nehmen. 

 

§ 136a – Verbotene Vernehmungsmethoden; Beweisverwertungsverbote 

(1) Die Freiheit der Willensentschließung und der Willensbetätigung des Beschuldigten darf nicht be-

einträchtigt werden durch Mißhandlung, durch Ermüdung, durch körperlichen Eingriff, durch Verabrei-

chung von Mitteln, durch Quälerei, durch Täuschung oder durch Hypnose. Zwang darf nur angewandt 

werden, soweit das Strafverfahrensrecht dies zuläßt. Die Drohung mit einer nach seinen Vorschriften 

unzulässigen Maßnahme und das Versprechen eines gesetzlich nicht vorgesehenen Vorteils sind ver-

boten. 

(2) Maßnahmen, die das Erinnerungsvermögen oder die Einsichtsfähigkeit des Beschuldigten beein-

trächtigen, sind nicht gestattet. 

(3) Das Verbot der Absätze 1 und 2 gilt ohne Rücksicht auf die Einwilligung des Beschuldigten.Aussa-

gen, die unter Verletzung dieses Verbots zustande gekommen sind, dürfen auch dann nicht verwertet 

werden, wenn der Beschuldigte der Verwertung zustimmt. 

 

§ 260, Abs. 3 – Urteil 

(3) Die Einstellung des Verfahrens ist im Urteil auszusprechen, wenn ein Verfahrenshindernis besteht. 

 

c) Strafgesetzbuch (StGB)7 

§ 211 – Mord 

(1) Der Mörder wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft. 

(2) Mörder ist, wer 

aus Mordlust, zur Befriedigung des Geschlechtstriebs, aus Habgier oder sonst aus niedrigen Beweg-

gründen, 

heimtückisch oder grausam oder mit gemeingefährlichen Mitteln oder 

um eine andere Straftat zu ermöglichen oder zu verdecken, 

einen Menschen tötet. 

 

d) Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG)8 

§ 9 Begriff des Verwaltungsverfahrens 

Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Gesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit der Behör-

den, die auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes 

oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des 

Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags ein. 

 

§ 21 Besorgnis der Befangenheit 

(1) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu recht-

fertigen, oder wird von einem Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer 

in einem Verwaltungsverfahren für eine Behörde tätig werden soll, den Leiter der Behörde oder den von 

                                                      
7 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 14 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist. 
8 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2639) geändert worden ist. 



 

 

 

Öffentliches Recht (Rechts- und Juristenmanagement) | WS 2018/2019 | 11  

 
diesem Beauftragten zu unterrichten und sich auf dessen Anordnung der Mitwirkung zu enthalten. Be-

trifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter der Behörde, so trifft diese Anordnung die Aufsichtsbe-

hörde, sofern sich der Behördenleiter nicht selbst einer Mitwirkung enthält. 

(2) Für Mitglieder eines Ausschusses (§ 88) gilt § 20 Abs. 4 entsprechend. 

 

§ 22 Beginn des Verfahrens 

Die Behörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungsverfahren 

durchführt. Dies gilt nicht, wenn die Behörde auf Grund von Rechtsvorschriften 

1. von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss; 

2. nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt. 

 

§ 24 Untersuchungsgrundsatz 

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermitt-

lungen; an das Vorbringen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden.Setzt die 

Behörde automatische Einrichtungen zum Erlass von Verwaltungsakten ein, muss sie für den Einzelfall 

bedeutsame tatsächliche Angaben des Beteiligten berücksichtigen, die im automatischen Verfahren 

nicht ermittelt würden. 

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Umstände 

zu berücksichtigen. 

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeits-

bereich fallen, nicht deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache für unzu-

lässig oder unbegründet hält. 

 

§ 28 Anhörung Beteiligter 

(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten eingreift, ist diesem Gele-

genheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 

(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht 

geboten ist, insbesondere wenn 

1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen Interesse notwendig er-

scheint; 

2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt 

würde; 

3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag oder einer Erklärung 

gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen werden soll; 

4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Ver-

waltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen will; 

5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen. 

(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes öffentliches Interesse entgegensteht. 

 

§ 29 Akteneinsicht durch Beteiligte 

(1) Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, so-

weit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. 

Satz 1 gilt bis zum Abschluss des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie 

die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. Soweit nach den §§ 17 und 18 eine Vertretung statt-

findet, haben nur die Vertreter Anspruch auf Akteneinsicht. 

(2) Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die ordnungs-

gemäße Erfüllung der Aufgaben der Behörde beeinträchtigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten 

dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder soweit die Vorgänge nach 
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einem Gesetz oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten 

oder dritter Personen, geheim gehalten werden müssen. 

(3) Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht auch 

bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomatischen oder berufskonsularischen Vertretung der 

Bundesrepublik Deutschland im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten 

führt, gestatten. 

 

§ 35 Begriff des Verwaltungsaktes 

Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde 

zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare 

Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen 

nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet oder die öffentlich-

rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit betrifft. 

 

§ 39 Begründung des Verwaltungsaktes 

(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt 

ist mit einer Begründung zu versehen. In der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und recht-

lichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begründung von 

Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei 

der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist. 

(2) Einer Begründung bedarf es nicht, 

1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht 

in Rechte eines anderen eingreift; 

2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird, die 

Auffassung der Behörde über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne Begründung 

für ihn ohne weiteres erkennbar ist; 

3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe au-

tomatischer Einrichtungen erlässt und die Begründung nach den Umständen des Einzelfalls nicht ge-

boten ist; 

4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt; 

5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird. 

 

§ 43 Wirksamkeit des Verwaltungsaktes 

(1) Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen, für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen 

wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm bekannt gegeben wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem 

Inhalt wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 

(2) Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, an-

derweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist. 

(3) Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 
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II. Landesrecht Hessen: Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung (HSOG)9 

 

§ 11 Allgemeine Befugnisse 

Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können die erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine 

im einzelnen Falle bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren, 

soweit nicht die folgenden Vorschriften die Befugnisse der Gefahrenabwehr- und der Polizeibehörden 

besonders regeln. 

 

§ 12 Befragung und Auskunftspflicht 

(1) Die Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können eine Person befragen, wenn tatsächliche 

Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass die Person sachdienliche Angaben zur Aufklärung des 

Sachverhalts in einer bestimmten gefahrenabwehrbehördlichen oder polizeilichen Angelegenheit ma-

chen kann. Im Fall der Abwehr einer Gefahr kann sie zum Zwecke der Befragung angehalten werden. 

[...] (4) § 136a der Strafprozessordnung gilt entsprechend. 

 

§ 52 – Unmittelbarer Zwang 

(1) Unmittelbarer Zwang kann von den Polizeibehörden sowie nach Maßgabe des § 63 von Vollzugs-

bediensteten, die nicht Polizeivollzugsbeamtinnen oder Polizeivollzugsbeamte sind, und sonstigen Per-

sonen, denen die Anwendung unmittelbaren Zwanges gestattet ist, angewendet werden, wenn andere 

Zwangsmittel nicht in Betracht kommen oder keinen Erfolg versprechen oder unzweckmäßig sind. Für 

die Art und Weise der Anwendung unmittelbaren Zwanges gelten die §§ 54 bis 63. 3Für die Kosten gilt 

§ 8 Abs. 2 entsprechend. 

(2) Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer Erklärung ist ausgeschlossen. 

 

§ 55 Begriffsbestimmung, zugelassene Waffen 

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, durch 

ihre Hilfsmittel und durch Waffen. [...] 

 

                                                      
9 In der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
23. August 2018 (GVBl. S. 374). 


